
den Zigarettenrest in das Stroh. Er benutzte diese Methode 
der Brandstiftung, um zu verhindern, daß sich das Feuer 
rasch ausbreitete. Anschließend begab er sich in die elter­
liche Wohnung und ging zu Bett. Nachdem der Angeklagte 
30 Minuten gelegen hatte, hörte er das Knistern des Feuers 
und stellte fest, daß bereits der Dachstuhl brannte. Er zog 
sich an, weckte sofort seine Mutter und beteiligte sich zur 
Tarnung an den Löscharbeiten. Die Scheune brannte bis 
auf die Grundmauern nieder. Der Gebäudeschaden beträgt 
33 000 DM. Der Inhaltsschaden beläuft sich auf etwa 
5000 DM. In der Scheune hatte Haferstroh gelagert.

Aus den G r ü n d e n :
Nach den getroffenen Feststellungen haben sich die 

Angeklagten, die unabhängig voneinander tätig waren, 
der Brandstiftung nach § 308 Abs. 1 StGB schuldig ge­
macht. Sie haben Gebäude, nämlich Scheunen und Vor­
räte von landwirtschaftlichen Erzeugnissen in Brand 
gesetzt, die dadurch vernichtet wurden. Durch diese 
Handlungsweise vernichteten der Angeklagte M. Volks­
eigentum und die Angeklagten H. und P. Genossen­
schafts- bzw. Privateigentum. Darüber hinaus hat der 
Angeklagte H. Waldungen in Brand gesetzt und somit 
auch dem staatlichen Eigentum Schaden zugefügt. Aus 
dem objektiven Geschehen und den eigenen Einlassun­
gen der Angeklagten ergibt sich, daß sie bei der Vor­
bereitung und Durchführung ihrer Brandstiftungen 
überlegt und planmäßig vorgegangen und deshalb für 
ihre Taten voll verantwortlich sind. Sie haben bewußt 
und gewollt und somit vorsätzlich Gebäude und land­
wirtschaftliche Erzeugnisse in Brand gesetzt. Die An­
geklagten M. und P. haben in je einem Fall Brand­
stiftung begangen, während der Angeklagte H. dies in 
sechs Fällen tat. Die einzelnen Handlungen des zuletzt 
genannten Angeklagten stehen im Fortsetzungszu­
sammenhang. Sie richten sich jeweils gegen das gleiche 
Objekt: die allgemeine Sicherheit in unserem Arbeiter- 
und-Bauern-Staat. Auch die Gleichartigkeit der Be­
gehungsweise und Zielsetzung des Angeklagten sowie 
der zeitliche Zusammenhang sind gegeben.

Bei dem Angeklagten M. beträgt der von ihm ange­
richtete materielle Schaden etwa 88 000 DM, bei dem 
Angeklagten H. etwa 44 000 DM und bei dem Ange­
klagten P. etwa 39 000 DM. Der Umfang des einge­
tretenen Schadens kann nicht allein in Geld ausgedrückt 
werden. Bei der Einschätzung der Gesellschaftsgefähr­
lichkeit ist vor allem auch die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der vernichteten Werte zu berücksichtigen. 
Diese ergibt sich aus der konkreten Situation desjenigen 
Wirtschaftszweiges, in dem die vernichteten Werte Ver­
wendung fanden. Die vernichteten Gebäude, Geräte und 
Futtermittel sind ein Verlust, der weitere ernste Folgen 
nach sich zog. Besonders in diesem Jahr, in dem durch 
die Trockenperiode die natürlichen Produktionsbedin­
gungen der Milchwirtschaft durch Ertragsausfälle an 
Rauh- und Saftfutter ungünstig beeinflußt sind, ist durch 
die Verbrechen der Angeklagten ein schwerer Verlust 
eingetreten. Ein weiterer erheblicher Verlust ist dadurch 
entstanden, daß bereits eingeplante Baumaterialien für 
den Wiederaufbau der Scheunen verwendet werden 
müssen. Solche Verbrechen erschweren den Aufbau des 
Sozialismus und die Erfüllung des Siebenjahrplans, mit 
dessen Verwirklichung allen Schichten der Bevölkerung 
eine sichere und friedliche Zukunft garantiert ist. Die­
sem Ziel dient auch der Beschluß des Bezirkstages 
Nr. 17/III '59 vom 31. Januar 1959, der die Durchführung 
aller Aufgaben auf dem Gebiet der Landwirtschaft im 
Jahre 1959 bis ins einzelne festlegte. In diesem Beschluß 
wird besonders auf die Schaffung einer stabilen Futter­
grundlage hingewiesen und auf die Notwendigkeit, 
innerhalb der Forstwirtschaft wertvolle Rohstoffe, wie 
Holz, Rinden und Harze, bereitzustellen. In diesem Be­

schluß wird weiterhin gefordert, daß zur Steigerung der 
Viehproduktion die Fläche des Grünlandes und die 
Heugewinnung verbessert werden müssen. Über diesen 
Beschluß unseres höchsten Machtorgans im Bezirk 
setzten sich die Angeklagten, die Futtermittel bzw. Holz 
vernichteten, gewissenlos hinweg.

Die Aussagen des Angeklagten M. haben eindeutig 
und überzeugend den Beweis erbracht, daß er dieses 
Verbrechen unter dem Einfluß der westlichen Schund- 
und Hetzliteratur begangen hat. Solange er keine 
Kenntnis von dieser Gangster- und Schmutzliteratur 
hatte, war er ein anständiger und ehrlicher Bürger, der 
seinen gesellschaftlichen Pflichten nachkam. Erst durch 
die Schundliteratur wurde er zum Werkzeug der impe­
rialistischen Kräfte und ihrer Anhänger, die durch 
Verbreitung solcher Schmutzhefte die Jugend für ihre 
Kriegszwecke gewinnen und sie deshalb zu brutalen 
Menschen erziehen wollen. Die westliche „Kultur“, die 
sich besonders vergiftend auf junge Menschen auswirkt 
und bei ihnen die niedrigsten Instinkte weckt, um ihnen 
das Morden, Vergewaltigen und Brandstiften beizu­
bringen, dringt von Westdeutschland aus und durch 
den NATO-Brückenkopf Westberlin >auch in unsere 
Republik ein. Darin ist auch die Ursache des vom An­
geklagten M. begangenen Verbrechens zu erblicken, 
dessen Drahtzieher in Westdeutschland und Westberlin 
sitzen.

Was den Angeklagten H. betrifft, so zeigt sich, daß 
der Klassenfeind nichts unversucht ließ, um ihn auf 
den Weg des Verbrechens zu bringen. R., der ein Feind 
unseres Staates ist, verstand es, den labilen Angeklagten 
zu beeinflussen. H. kam schließlich den Forderungen des 
R. nach und tat das, was von ihm verlangt wurde. 
Hierbei ging der Angeklagte mit einer besonderen 
Intensität und auch raffiniert vor, um unsere Staats­
organe zu täuschen. Er handelte im Interesse der 
Kriegstreiber, die durch ihre Helfershelfer — und zu 
diesen gehört R. — Unruhe, Unsicherheit und Mißstim­
mung in die Bevölkerung der DDR hineinzutragen ver­
suchen. Jeder Schaden, der unserem Arbeiter-und- 
Bauern-Staat zugefügt wird, wird von den Feinden der 
Arbeiterklasse als ihr Erfolg gewertet. Deshalb hat der 
Angeklagte in besonders großem Ausmaße die Werk­
tätigen der DDR geschädigt. Anstatt das genossenschaft­
liche Eigentum zu hüten und vor Schaden zu bewahren, 
vergriff er sich daran.

Auch der Angeklagte P. ist ein Mensch, der gewissen­
los den Feinden der Arbeiterklasse dienlich war. Er 
wollte sich der sozialistischen Disziplin nicht unter­
ordnen. Er sah nur seine persönlichen Interessen. Des­
halb stand er dem Fortschritt und dem Neuen auf dem 
Lande ablehnend gegenüber. Die Ursachen seiner Hand­
lungsweise liegen u. a. in seiner ungenügenden Teil­
nahme am gesellschaftlichen Leben begründet. Deshalb 
konnte er so leicht zum Werkzeug des Klassengegners 
werden.

In Anbetracht der dargelegten Auswirkungen der von 
den einzelnen Angeklagten begangenen Straftaten und 
der sich daraus ergebenden Gefährlichkeit mußten die 
Angeklagten mit harten Strafen belegt werden.

Mit dieser Entscheidung sollen auch diejenigen ge­
warnt werden, die sich ähnlich wie die Angeklagten 
verhalten wollen. Wer die ökonomische Hauptaufgabe 
und den Sieg des Sozialismus durch solche Verbrechen 
gefährdet, muß im Interesse unserer Werktätigen mit 
einer empfindlichen Strafe rechnen.

Bei der Festsetzung der Strafen wurde allerdings 
auch berücksichtigt, daß die Angeklagten noch ver­
hältnismäßig jung sind und auf Grund ihrer ganzen 
Entwicklung durchaus umerzogen werden können.
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